
Sport

Umstrittenes 
Urteil der Uefa
Nyon/Belgrad Das am 14. Oktober 
in Belgrad abgebrochene Fussball-
EM-Qualifikationsspiel Serbien – 
Albanien sorgt auch nach dem 
erstinstanzlichen Urteil der Uefa 
für rote Köpfe. Die Uefa verfügte 
ein 3:0-Forfait für Serbien, zog die 
drei Punkte aber wieder ab, ver-
hängte zwei Geisterspiele und für 
beide Parteien 100 000 Euro Busse.
Seite 31

Region

Bundesgericht 
hebt Urteil auf
Schaffhausen Das Bundesgericht 
hat ein strafverschärfendes Urteil 
des Schaffhauser Obergerichts auf-
gehoben. Im Fall ging es um einen 
Raub, der sich im März 2013 auf 
dem Parkplatz des Einkaufszen
trums in Herblingen ereignet hatte. 
Das Obergericht habe es unterlas-
sen, das Opfer selbst zu befragen, 
obwohl dies nötig gewesen wäre.
Seite 23

Gsaat isch gsaat
«Die starken Wurzeln 
des Turniers liegen  
in der Region.»
Roger Brennwald
Turnierdirektor der Swiss Indoors in Basel

Region

Plus und Minus 
der Herbstmesse
schaffhausen Ein Experte für  
das Messewesen schaut sich die 
Schaffhauser Herbstmesse an: 
Wird sie ihren Ansprüchen ge-
recht? Wie klug ist sie konzipiert? 
Und wie gross ist gerade richtig? 
Neben den erhellenden Antworten 
des Fachmannes hat die SN-Redak-
tion rechtzeitig wiederum die  
heissesten Messetipps parat. 
Seite 19
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Teure Rechnung Die EU verlangt 
von Grossbritannien über zwei  
Milliarden Euro Nachzahlung. 
Ausland Seite 5

Überraschend Roger Brennwald 
regelt die Zukunft der Basler Swiss 
Indoors mit Ringier.
Sport Seite 28

Die SVP-Finanzdirektorin  
verteidigt das 40-Millionen-
Entlastungsprogramm für 
den Kanton Schaffhausen. 

von Zeno Geisseler 

Schaffhausen Eine Woche nach der 
grossen Demonstration gegen das 
Sparpaket der Schaffhauser Regierung 
meldet sich Finanzdirektorin Rosmarie 
Widmer Gysel im Interview zu Wort. 
Dass es zu Widerstand komme, habe 
sie nicht überrascht, und gegen eine 
Debatte sei auch nichts auszusetzen, 

sagt sie im Gespräch mit den SN. «Ich 
bedaure aber, dass viele Gegner sich 
inhaltlich gar nicht mit unseren Vor-
schlägen auseinandergesetzt haben 
und Aussagen machen und wiederho-
len, die schlicht falsch sind.» 

«Keine drittklassige Bildung»
Widmer Gysel bezieht sich dabei 

unter anderem auf den Vorwurf, bei 
der Bildung komme es zu einem Kahl-
schlag. «Man kann beim besten Willen 
nicht von einem radikalen Schnitt spre-
chen.» In der Bildung sei Schaffhausen 
noch lange nicht drittklassig, auch 
wenn nun die durchschnittlichen Klas-
sengrössen angehoben würden. Eine 

kleine Klasse mit 14, 15 Schülern bringe 
keinen besseren Unterricht als eine 
Klasse mit 22 Schulkindern.

Widmer Gysel weist auch den lin-
ken Vorwurf zurück, wonach die aktu-
elle Finanzschieflage des Kantons 
Schaffhausen auf eine verfehlte Steuer-
politik der letzten Jahre zurückzu- 
führen sei, welche Vermögende und 
Gutverdienende einseitig bevorzugt 
habe. «Der Vorwurf ist weder neu noch 
richtig», sagt sie. Die Steuereinnah-
men seien deutlich gestiegen, aber die 
Ausgaben für Soziale Wohlfahrt, 
Bildung und Gesundheit seien noch 
stärker gestiegen. 
Interview auf Seite 17 

Widmer Gysel zum Sparprogramm: 
«Aussagen der Gegner sind falsch»

Schiene und Strasse

Wer zu Stosszeiten 
fährt, soll mehr  
bezahlen
St. GAllen Mobility Pricing, also fahr-
leistungsabhängige, generelle Ver-
kehrsabgaben für Strasse und Schiene, 
wären grundsätzlich für die Schweiz 
praktikabel. Dies sagte Bundesrätin 
Doris Leuthard am Infrastrukturtag 
ihres Departements (Uvek) an der Uni-
versität St. Gallen. Mobility Pricing er-
laube es, die Infrastrukturen besser zu 
nutzen und Verkehrsspitzen zu glätten, 
heisst es in einer Mitteilung des 
Departements für Umwelt, Verkehr, 
Energie und Kommunikation (Uvek) 
zum Infrastrukturtag vom Freitag.

Verschiedene Modelle von Mobility 
Pricing für den Strassen- und den öf-
fentlichen Verkehr wurden vorgestellt 
und diskutiert. Das Bundesamt für 
Strassen und das Bundesamt für Ver-
kehr gaben Einblick in ihre Arbeit am 
Konzeptbericht, den das Uvek im 
nächsten Jahr dem Bundesrat vorle-
gen wird. Klar sei: «Mit Mobility Pri-
cing sollen die Nutzer nicht mehr, son-
dern anders für Mobilität zahlen», wird 
Leuthard im Communiqué zitiert. Ent-
sprechende Lösungen müssten für die 
Nutzer «einfach, fair und transparent» 
sein. (sda)
Mehr auf Seite 7

Nach zähen Verhandlungen haben sich die 
Mitglieder der Europäischen Union darauf geeinigt, 
den Ausstoss des Treibhausgases Kohlendioxid bis 
2030 um 40 Prozent gegenüber dem Stand von 1990 zu 
senken. Der Anteil der erneuerbaren Energien aus 
Wind oder Sonne soll auf mindestens 27 Prozent  
steigen. Ärmere Mitgliedstaaten wie Polen sollen  

finanzielle Hilfe erhalten. Da sich auch der Schweizer 
Bundesrat in der Klimaschutzfrage an der EU orien-
tiert, dürfte der Entscheid auch für die Eidgenossen-
schaft nicht ohne Folgen bleiben. Derzeit hat die 
Schweiz im CO2-Gesetz ein Reduktionsziel von 20 Pro-
zent bis 2020 festgelegt.� Bild Key

Mehr auf Seite 5

Klimaschutz EU will CO2-Ausstoss um 40 Prozent senken

Ukrainekonflikt

«Es haben sich tiefe 
Gräben aufgetan»
Schaffhausen Hätte sich die EU nur  
15 Minuten mit der Geschichte der 
Ukraine beschäftigt, wäre es vermut-
lich nicht zum aktuellen Konflikt ge-
kommen. Dies sagt Historiker Jeronim 
Perovic, der am kommenden Dienstag 
ein Referat zum Thema halten wird, 
im Interview mit den SN. Für ihn hat 
die EU die Krise damit zumindest mit-
verursacht. Das Resultat davon sei, 
dass die Ukraine nun faktisch geteilt 
wurde. «Und zwar nicht nur territorial. 
Die Gräben führen leider auch durch 
viele Familien», so Perovic. (vbu)
Mehr auf Seite 6

schaffhausen Vor einem Monat wurde 
bekannt, dass bereits im Frühjahr 2014 
ein im Rollstuhl sitzender 27-jähriger 
Iraker in Beringen von Spezialeinhei-
ten wegen Terrorverdachts verhaftet 
worden war. Seither herrscht in der 
arabischen Bevölkerung Schaffhausens 
Konsternation. Die SN haben mit eini-
gen seiner Bekannten, Glaubensbrüder 
und Landsleute über Osama M. gespro-
chen. In der Islamischen Gemeinschaft 
Tiba in der Stadt Schaffhausen sei der 
Terrorverdächtige sehr sporadisch zum 
Freitagsgebet erschienen, sagt Abu 
Moussab, der Imam der Gemeinde. In 

seiner Gemeinschaft habe die Nach-
richt Erstaunen ausgelöst. Gleichzeitig 
sei er hier nicht besonders gut integ-
riert gewesen. «Aber als seine Glau-
bensbrüder stehen wir jetzt unter Pau-
schalverdacht», beklagt sich der Geist-
liche, der sich gleichzeitig von islamisti-
schem Gedankengut distanziert.

Aber auch unter arabischen Kolle-
gen habe sich der Inhaftierte kaum be-
wegt. Osama M. habe sehr zurückgezo-
gen gelebt, sagt Farkad al Hassani aus 
Schaffhausen. In Exilirakerkreisen 
seien einige auch wütend auf ihn. (lbb) 
Mehr auf Seite 21

Der Imam, die Iraker und 
der mutmassliche Terrorist

Steiner Altersheimtaxen

Stadt will mehr Geld 
in die Pflege stecken
STEIN AM RHEIN Im Streit um die Tarif-
struktur im Alters- und Pflegeheim ver-
teidigt der Steiner Stadtrat seine Posi-
tion. Die neue Taxordnung für das Jahr 
2015 sieht denn auch unveränderte An-
sätze in Hotellerie und Betreuung vor. 
Einzig bei den Pflegekosten will die 
Stadt künftig 80 000 Franken mehr auf-
wenden. Eine Arbeitsgruppe mit exter-
nen Fachleuten bestätigt dem Stadtrat 
eine korrekte und zweckmässige Rech-
nungslegung. Ungereimtheiten bleiben 
allerdings bei der Aufteilung der Kosten 
auf Pflege, Betreuung und Hotellerie: 
Zahlen aus einer Betriebsanalyse von 
2013 legen nach wie vor eine unzuläs-
sige Belastung der Pensionäre zuguns-
ten der Stadtkasse nahe. (la)
Mehr auf Seite 26
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Wirtekurse Gastro Schaffhausen bietet 
neu Kurse zur Aus- und Weiterbildung  
von Gastronomen an. Region Seite 20
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Abbruch Nicht alle sind damit einverstanden, 
dass im Opfertshofener Oberdorf kein Brunnen 
mehr steht. Klettgau/Reiat Seite 25

Interview Rosmarie Widmer Gysel, Regierungsrätin

«Die Gegner erzählen Unwahrheiten»
Die Finanzdirektorin des  
Kantons Schaffhausen wehrt 
sich gegen linke Vorwürfe 
und verteidigt das Entlas-
tungsprogramm 2014. 

Interview Zeno Geisseler 

Rund 1000 Personen haben am letzten 
Samstag gegen das Entlastungspro-
gramm 2014 demonstriert. 20 Gruppen 
bekämpfen im Bündnis Zukunft 
Schaffhausen das Sparprogramm.  
Hat die Regierung mit so viel Wider-
stand gerechnet?
Rosmarie Widmer Gysel: Es war von 
Anfang an klar, dass ein Entlastungs-
programm, das auch einen Leistungs-
abbau beinhaltet, auf Gegenwind stos-
sen wird. Das haben wir ja bereits  
bei ESH3 erlebt. Gegen eine Debatte 
über das Programm ist auch gar nichts 
einzuwenden. Ich bedaure aber, dass 
viele Gegner sich inhaltlich gar nicht 
mit unseren Vorschlägen auseinan-
dergesetzt haben und Aussagen ma-
chen und wiederholen, die schlicht 
falsch sind.

Zum Beispiel?
Widmer Gysel: Dass wir in der Pflege 
Nachtwachen abschaffen würden. Das 
ist überhaupt nicht der Fall. Oder dass 
ein gewaltiger Bildungsabbau statt-
finde. Im Vergleich zu 2013 sollen die 
Nettoaufwendungen in der Bildung um 
gerade mal 3,8 Prozent sinken. Da kann 
man beim besten Willen nicht von 
einem radikalen Schnitt sprechen. 

Florian Keller von der AL klassiert  
das Entlastungsprogramm als  
«Kapitulationserklärung der Regie-
rung», Werner Bächtold, SP-Fraktions-
chef, sagt, dass der «Kanton an die 
Wand gefahren» werde. Das sind  
harte Aussagen von zwei erfahrenen 
Politikern.
Widmer Gysel: Diese Aussagen er-
staunen mich nicht, und da geht es 
auch nicht nur um die Kantonsfinan-
zen. Keller zum Beispiel will mit die-
sen markigen Tönen auch Werbung 
für seine Gewerkschaft machen.

Diese Vorwürfe prallen an Ihnen  
also ab?
Widmer Gysel: Mich macht es vor al-
lem betroffen, dass ein Kantonsrat wie 
Werner Bächtold, den 
ich als sehr konstruktiv 
erlebt habe, Aussagen 
macht, die einfach nicht 
stimmen. Aber wenn wir 
zurückblenden auf die 
Debatten um ESH3 und 
auf die Budgetdebatte 
2014, zeigte sich schon 
damals, dass keine Kom-
promissbereitschaft vor-
handen war – übrigens 
auch nicht auf der bür-
gerlichen Seite des Parlaments. Mir 
wurde damals klar, dass es ganz 
schwierig werden würde, die Leute an 
den gleichen Tisch zu bringen und die 
Diskussion aufzunehmen. 

Und jetzt? Es scheint, dass die  
Fronten nach wie vor sehr verhärtet 
sind.
Widmer Gysel: Ich bin sehr zuver-
sichtlich, dass es eine Diskussion – 
und eine Lösung – geben wird. Natür-
lich schmerzen die 40 Millionen Fran-
ken, aber die Regierung hat in dieser 
aussergewöhnlichen Lage ein Entlas-
tungsprogramm präsentiert, das so 
ausgewogen wie möglich ist. Drei Vier-
tel können wir über Entlastungsmass- 

nahmen realisieren, ein Viertel über 
steuerliche Massnahmen.

Für die Linken ist es alles andere als 
ausgewogen, wenn nur ein Viertel über 
höhere Steuern erzielt wird, sie wollen 
deutlich höhere Steuern. Zu Recht?
Widmer Gysel: Es gibt verschiedene 
Auffassungen darüber, was ausgewo-
gen ist, und man kann in guten Treuen 
darüber diskutieren. Jetzt liegt der Ball 
beim Kantonsrat, aber wir müssen uns 
bewusst sein, dass das vorliegende Ent-
lastungsprogramm das Resultat eines 
langwierigen und auch schmerzhaften 
Prozesses war.

Der Hauptvorwurf der linken Seite ist, 
dass die Finanzprobleme des Kantons 
ihre Ursache in der Tiefsteuerpolitik 
der letzten Jahre haben: Hätten wir  
die Steuern nicht so radikal gesenkt, 
hätten wir jetzt mehr Geld in der Kasse, 
sagen sie. Geht diese Rechnung auf?
Widmer Gysel: Nein, überhaupt nicht, 
und das haben wir schon im Zusam-
menhang mit der Rechnung 2012 klar-
gemacht. Dieser Vorwurf ist weder  
neu noch richtig. Es ist eben gerade 
nicht so, dass die Steuereinnahmen  
gesunken sind. Sie sind im Gegenteil 

sehr erfreulich gestie-
gen, gerade auch des-
halb, weil wir die Steuer-
belastung senkten und 
deshalb für Private und 
für Firmen ein attrakti-
ver Standort wurden. 
Unsere Steuerpolitik 
war also ein Erfolg. 

Warum geht es dann 
dem Kanton finanziell 
so schlecht?

Widmer Gysel: Die Probleme liegen 
auf der anderen Seite, beim Aufwand. 
Die Nettoaufwendungen für die Kern-
aufgaben unseres Staats, also Gesund-
heit, Soziale Wohlfahrt, Bildung, sind 
enorm gestiegen. Dazu kommt: In den 
goldenen Jahren 2008, 2009, 2010 hatten 
wir auch viel höhere Erträge aus unse-
ren Beteiligungen, so von der Axpo, von 
der Nationalbank und aus dem Finanz-
ausgleich. Das waren über 60 Millionen 
Franken. Diese Erträge sind heute viel 
tiefer, noch etwa 20, 21 Millionen Fran-
ken. Nur schon deshalb fehlen uns min-
destens 40 Millionen Franken für die Fi-
nanzierung der Ausgaben, die der Kan-
tonsrat beschlossen hat. Zudem sind 
wir im Finanzausgleich von den Neh-

mer- zu den Geberkantonen gewech-
selt. Mit den Steuern hat das aktuelle 
Problem also gar nichts zu tun.

Und dennoch wollen Sie jetzt  
die Steuern erhöhen? 
Widmer Gysel: Natürlich ist auch der 
Regierung klar, dass die Sanierung des 
Staatshaushaltes nicht ganz ohne Dre-
hen an der Steuerschraube geht, dabei 
dürfen wir aber keinesfalls unsere 
Attraktivität als Standort verlieren.

Zum Stichwort Attraktivität sagte  
Werner Bächtold: «Es nützt nichts, 
wenn wir bei den Unternehmens-
steuern in der Champions League  
spielen, in der Bildung aber in die  
3. Liga absteigen.» Was sagen Sie dazu 
als frühere Erziehungs- und heutige 
Finanzdirektorin?
Widmer Gysel: Das ist unglaublich 
schwarz-weiss. Wir sind in der Bildung 
noch lange nicht drittklassig. Der Kan-
ton Schaffhausen liegt mit der Lektio-
nenzahl heute an der oberen Band-
breite und erteilt sehr viel Unterricht 
in geteilten Klassen. In unserem Kan-
ton haben wir an der Volksschule 
durchschnittliche Klassengrössen von 
15 Schülern, gemäss Gesetz dürften es 
22 sein – in der Stadt Schaffhausen sind 
es notabene 22, auf dem Land aber viel 
weniger. Wir sprechen nicht von 
25  Schülern, aber wir sprechen von 
guten Klassengrössen. Das hat keine 
negativen Folgen für die Schülerinnen 
und Schüler, es hat aber sehr grosse 
Folgen für den Kantonshaushalt. Der 
Anspruch ist doch, dass wir jeden Fran-
ken, den wir in die Bildung investieren, 
so gut wie möglich ausnutzen. 

Aber der Abbau an der Volksschule  
ist unbestritten eine Verschlechterung 
zum Status von heute, oder nicht?
Widmer Gysel: Der Status von heute, 
mit 14, 15 Schülern, bringt keinen bes-
seren Unterricht als mit 22 Schülern. 
Das heisst nicht, dass ich kein Ver-
ständnis habe für Lehrer und Eltern, 
die Mühe haben mit grösseren Klassen. 
Aber es ist nun mal so, dass man sich 
sehr schnell an einen Standard gewöhnt 
und diesen Status quo um jeden Preis 
erhalten will. Das gilt auch im Privaten: 
Es ist nie einfach, sich einzuschränken, 
wenn man plötzlich weniger Geld zur 
Verfügung hat, und doch muss man 
sich als Familie halt gemeinsam an den 
Tisch setzen und überlegen, wo man 
sparen kann und wo man günstiger ein-

kaufen kann, damit es vielleicht trotz-
dem noch für die Ferien reicht. 

Das Entlastungsprogramm besteht  
insgesamt aus 122 Massnahmen, genau 
100 kann die Regierung ohne Rück-
sprache mit dem Parlament in eigener 
Kompetenz umsetzen. Wie weit sind Sie?
Widmer Gysel: Die entsprechenden 
Aufträge sind erteilt worden, die De-
partemente arbeiten mit Hochdruck an 
der Umsetzung. Rund 3,4 Millionen 
Franken werden schon im nächsten 
Jahr Wirkung zeigen, der Rest folgt 
nach und nach.

Und die 22 Massnahmen, die nicht  
in die Kompetenz der Regierung fallen?
Widmer Gysel: Da geht 
es um insgesamt 29 Mil-
lionen Franken. Wir sind 
daran, die entsprechen-
den Gesetzesvorlagen 
auszuarbeiten. Im Ja-
nuar sollen diese dann 
dem Parlament vorge-
legt werden. 

Im Parlament gibt es 
ein Postulat von AL-
Kantonsrat Matthias 
Frick, das Sparprogramm sei zurück-
zunehmen. So werde der Weg frei für 
ein neues, ausgewogenes Programm. 
Kann er das überhaupt fordern, wenn 
100 Massnahmen in die Kompetenz  
der Regierung fallen? 
Widmer Gysel: Nun, das Postulat wird 
auf die Traktandenliste kommen und zu 
gegebener Zeit beraten werden. Es ist 
für uns aber kein Thema, das Programm 
zurückzunehmen. Erstaunlich ist ja 
auch, dass ausser einer Steuererhöhung 
noch kein einziger anderer Vorschlag 
gekommen ist, wie wir die Krise bewäl-
tigen könnten.

Weil die Formulierung von Lösungen 
eben die Aufgabe der Regierung ist?
Widmer Gysel: Wir haben unsere Auf-
gaben gemacht, schon bei ESH3 und 
jetzt auch beim EP2014. 

ESH3 konnte aber nicht wie geplant 
umgesetzt werden. Parlament und Volk 
machten nicht in allen Bereichen mit.
Widmer Gysel: Ja, aber wir haben 
trotzdem 20 Millionen Franken einge-
spart. Jetzt hat die Regierung ihre 
Verantwortung wieder wahrgenom-
men und wieder eine Vorlage präsen-
tiert. Wir werden den Teil, der in unse-

rer Kompetenz liegt, so oder so um-
setzen. 

Und beim Rest? 
Widmer Gysel: Nun muss sich der 
Kantonsrat bewusst werden, dass auch 
er eine Verantwortung hat. Er kann 
nicht einfach nur sagen, die Regierung 
soll und soll und soll. Auch die Kan-
tonsräte legen ein Amtsgelübde ab und 
haben sich verpflichtet, sich zum Wohl 
des Kantons einzusetzen. 

Wird das EP2014 so umgesetzt werden 
können, wie Sie es vorsehen?
Widmer Gysel: Ich glaube, dass wir 
eine ganz gute Basis haben. Natürlich 
müssen wir am Schluss Mehrheiten fin-
den. Es gibt viele Betroffene, wir bauen 
Leistungen ab, wir erhöhen die Steu-
ern. Aber wir können nachweisen, dass 
wir eben dort ansetzen, wo die Leistun-
gen des Kantons Schaffhausen deutlich 
höher sind als in anderen Kantonen. 
Das ist für jeden vernünftig denkenden 
Menschen eine gute Entscheidungs-
grundlage. Es muss doch erlaubt sein, 
die Frage zu stellen, ob wir in gewissen 
Bereichen wirklich doppelt so viel Geld 

ausgeben wollen wie  
andere Kantone. Ist es 
nicht richtiger, wenn wir 
auf ein Niveau kommen, 
das vergleichbar ist? Ge-
rade bei der Prämien-
verbilligung, die im Zen-
trum der Kritik steht, 
weil das Volk darüber 
abgestimmt hat, sind wir 
trotz der beantragten 
Entlastungsmassnahme 
deutlich höher als der 

Durchschnitt der vergleichbaren Kan-
tone. All jene, die das mitfinanzieren, 
fragen sich doch, ob sie das wirklich 
zahlen wollen. 

Diese Argumentation ging aber schon 
beim letzten Mal nicht auf. Das Volk 
stimmte über die Senkung der Beiträge 
an die Krankenkassenprämien ab  
und verwarf den Kürzungsvorschlag 
der Regierung.
Widmer Gysel: Das hatte verschie-
dene Gründe. Der Abstimmungskampf 
war lau, die Gegner der Initiative enga-
gierten sich kaum, und das Volk war 
sich der Konsequenzen vielleicht auch 
zu wenig bewusst. Das würde jetzt an-
ders sein.

Sind Sie eigentlich froh, dass erst im 
übernächsten Jahr wieder Regierungs-
ratswahlen sind?
Widmer Gysel: Der Wahltermin inter-
essiert mich nicht. Wir haben schon bei 
ESH3 keine Rücksicht auf die Wahlen 
genommen und tun dies auch jetzt 
nicht. Wir müssen jetzt handeln, wir 
dürfen nicht noch länger warten.

Frau Regierungsrätin, besten Dank 
für dieses Gespräch.

«Wir sind in der Bildung noch lange nicht drittklassig»: Rosmarie Widmer Gysel.� Bild Selwyn Hoffmann

Sparprogramm  
In Kürze
Hohes Defizit Im Kanton Schaff-
hausen übersteigen die jährli-
chen Ausgaben die Einnahmen 
um rund 40 Millionen Franken. 
Deshalb hat die Regierung ein 
Massnahmenpaket, das Entlas-
tungsprogramm 2014, ausgearbei-
tet. Dieses ist vor allem in linken 
Kreisen umstritten. 
Vorgänger Zuvor war mit ESH3  
bereits ein erstes Entlastungspro-
gramm lanciert worden, das zu 
grossen Teilen derzeit umgesetzt 
wird. (zge) 

«Es muss erlaubt 
sein zu fragen,  

ob wir in gewissen  
Bereichen doppelt 
so viel Geld aus- 
geben wollen wie  
andere Kantone.»

«Auch der Kantons-
rat ist in der  

Verantwortung.  
Er kann nicht ein-
fach nur sagen,  

die Regierung soll 
und soll und soll.»


